Gier ist geil – und legal

Düsseldorf: Freisprüche für alle Angeklagten im Mannesmann-Prozeß

Mit der Begründung, daß ein Gericht keine Moral- und Werturteile zu fällen habe, wurden am Donnerstag in Düsseldorf die Freisprüche für alle sechs Angeklagten im Mannesmann-Prozeß verkündet. Wegen Untreue beziehungsweise Beihilfe dazu waren Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann, der frühere Mannesmann-Chef Klaus Esser, der ehemalige Aufsichtsratschef des Konzerns Joachim Funk, der Ex-IG-Metall-Chef Klaus Zwickel und zwei weitere leitende Mannesmann-Mitarbeiter angeklagt. Nach sechsmonatiger Verhandlungsdauer sah das Gericht keine Belege für ein strafbares Handeln der Angeklagten und folgte mit den Freisprüchen den Anträgen der Verteidiger. Die Staatsanwaltschaft hatte Haftstrafen bis zu drei Jahren beantragt. Sie warf den Angeklagten vor, die 180 Milliarden Euro teure Übernahme von Mannesmann durch den Mobilfunkriesen Vodafone Anfang 2000 genutzt zu haben, um Topmanagern des Unternehmens ungerechtfertigte Abfindungen in Höhe von fast 60 Millionen Euro zuzuschieben, davon gingen alleine 16,4 Millionen Euro an Esser.

Vor dem Urteil gab die Vorsitzende Richterin der 14. Großen Strafkammer, Brigitte Koppenhöfer, eine persönliche Erklärung ab. Noch nie in ihren 25 Dienstjahren sei derart versucht worden, auf ein Urteil Einfluß zu nehmen. »Das reichte von Telefonterror bis zu offenen Drohungen«, sagte sie und weiter: »Daß sich sämtliche Stammtische melden, war nicht überraschend. Zu den Stammtischrechtsexperten gehörten auch Politiker, die Straftatbestände wie Sauerei, Schweinerei und Perversion erfunden haben.« Verteidigung und Angeklagte hätten versucht, die Presse zu instrumentalisieren. Das Gericht habe ausschließlich die strafrechtliche Relevanz der Vorwürfe zu prüfen gehabt. Dabei konnten massive Zweifel an der strafrechtlichen Schuld der Angeklagten nicht ausgeräumt werden, »und Zweifel werden im deutschen Strafrecht zugunsten der Angeklagten ausgelegt«, so Koppenhöfer: »Wir sind kein Scherbengericht für die Wirtschaft. Wir bewerten nicht die deutsche Unternehmenskultur, selbst wenn die Beweisaufnahme Anlaß zu Verwunderung gab.« 

»Verwunderung« hatte nicht nur die Riesenprämie für Esser, sondern auch der Fall des ehemaligen Mannesmann-Arbeitsdirektors Josef Murawski ausgelöst. Der sollte zunächst mit 3,9 Millionen Mark abgefunden werden und beschwerte sich daraufhin unter Verweis auf die Lebensstandardsicherung seiner 20 Jahre jüngeren Ehefrau beim Aufsichtsrat über dessen »Knickrigkeit«. Ackermann, Zwickel und Co gewährten Murawski daraufhin einen Nachschlag von 770 000 Mark.

Koppenhöfer betonte, daß die Gewährung der Millionenprämien einen gravierenden Verstoß gegen das Aktienrecht darstellten. Dies sei aber eine zivil- und keine strafrechtliche Angelegenheit.

Die nicht nur im Mannesmannprozeß zutage getretene unverhohlene Gier vieler Topmanager und die anhaltende Diskussion über massive flächendeckende Lohnsenkungen haben die Debatte um die Bezüge von Topmanagern in Deutschland erneut entfacht. Nach Bundesjustizministerin Brigitte Zypries und Ex-Daimler-Chef Edzard Reuter forderte am Donnerstag auch der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Peer Steinbrück (SPD) Grenzen für die Vergütung der Wirtschaftsbosse. Diese müßten gerade in Zeiten, wo der Bevölkerung viele Opfer abverlangt würden, ihre »Vorbildfunktion« wahrnehmen, sagte Steinbrück im Deutschlandfunk. Auf schroffe Ablehnung stießen bei vielen Wirtschaftsvertretern und Politikern Gedankenspiele über eine mögliche gesetzliche Vergütungsobergrenze. Dies sei »eine Schnapsidee« (BDI-Chef Rogowski), »Humbug« (Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz) oder »wenig hilfreich« (Bundeswirtschaftsminister (Wolfgang Clement). Mehrere Sozial-, Christ- und Freidemokraten, sowie Grüne garnierten ihre Ablehnung gesetzlicher Regelungen mit Appellen an den »Anstand« der Wirtschaftselite.
